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Der BUND lehnt das Vorhaben „Kraftwerk Datteln Block 4“  insgesamt ab und beantragt, diesem 
die Genehmigung zu versagen. 

Das Vorhaben ist nicht nur energiepolitisch überflüssig, sondern behindert die politisch 
beschlossene Energiewende. Durch den zusätzlichen Ausstoß von bis zu 8,445 Millionen 
Tonnen Kohlendioxid wird dem Klimawandel weiter Vorschub geleistet. Entgegen der 
Darstellung von E.on leistet das Kraftwerk keinen Beitrag zur notwendigen Reduktion von 
Treibhausgasen. Aufgrund der marginalen Nutzung der Möglichkeiten der Kraft-Wärme-
Kopplung ist das Vorhaben ineffizient. Wegen der geringen Flexibilität des Kraftwerks passt das 
Vorhaben nicht in den zukünftigen Strommarkt. 

Es steht zu befürchten, dass durch die geplante Neuerrichtung des Kraftwerks samt der 
Mitverbrennung von (derzeit beantragt bis zu 10 %) Petrolkoks sowie ggf. (später weiteren) 
Abfällen alleine und im Zusammenwirken mit den weiteren erforderlichen und vorgesehen 
Anlagen (wie Hafen, Hochspannungsleitungen, Bahntrasse, bereits bestehende gewerbliche 
Anlagen, der sog. newPark, weitere Kraftwerke in der Nähe wie z.B. Lünen, etc.) die bereits 
vorhandenen erheblichen Belastungen der Umweltmedien Luft, Boden und Grundwasser 
nochmals erhöht werden, z.B. mit krebserregenden Substanzen bzw. Verdachtsstoffen und 
Schwermetallen sowie NOx und Stäuben aller Arten (von eher grobkörnigen Partikeln bis zu 
lungengängigen Feinstpartikeln).  

Der zur Verbrennung mit vorgesehene Regelbrennstoff Petrolkoks ist dabei als Abfall 
einzustufen, weshalb es letztlich um die Mitverbrennung von Abfällen geht, ohne dass das bisher 
beantragt wurde: Petrolkoks entsteht als Reststoff in der Erdölindustrie und hat ein enormes 
Schadstoffpotential, insbesondere bei Schwermetallen wie Nickel oder Vanadium, vermutlich 
aber auch Quecksilber und zudem organische ggf. krebserregende Schadstoffe. Es wird gar nicht 
möglich sein, die angenommenen bzw. beantragten Schadstoffgehalte der Brennstoffe (Kohle 
und Petrolkoks) durchgehend und vor dem Einsatz der Stoffe zu kontrollieren, so dass höhere 
Schadstoffgehalte in die Verbrennung gelangen werden, als zu Grunde gelegt. 

Dabei gehören die Kohlekraftwerke auch derzeit bereits zu den stärksten 
Schwermetallemittenten (Quecksilber u.a.). Weiterhin wird befürchtet, dass sich die 
Schadstoffe wegen der gemeinsamen Ableitung über den Kühlturm an die Wassertröpfchen 
anlagern und es wegen des Verzichts einer separaten Ableitung der Abgase durch einen 
Schornstein zu einer mangelhaften Verdünnung kommt. Die Schadstoffe werden in erheblichem 
Umfang und mehr als prognostiziert zusammen mit den Wassertröpfchen aus dem Kühlturm 
niedergehen. 

Die geplante Anlagentechnologie entspricht in wesentlichen Punkten zudem nicht dem Stand 
der Technik und dem Stand der besten verfügbaren Technologie. Dies gilt v.a. auch für die 
Rauchgasreinigung, so dass Mehr-Emissionen von Quecksilber, Schwefeldioxid und Stickoxiden 
zu technisch vermeidbaren Umwelt- und Gesundheitsgefährdungen führen. 

Dazu sind  zu hohe Lärm- und Staubimmissionen sowie die Zunahme von Erschütterungen und 
Gerüchen zu erwarten. Die vorgelegten schalltechnischen Untersuchungen sind nicht 
ausreichend. Es ist zu befürchten, dass durch Bau und Betrieb des Kraftwerks erhebliche 
zusätzliche Beeinträchtigungen zur Tag- und Nachtzeit entstehen werden, so dass die 
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Gesamtbelastungen durch Anlagenlärm unzumutbar hoch sein werden. Auch in Bezug auf die 
zusätzliche Feinstaubbelastung sind die Ermittlungen und Prognosen mangelhaft. 

Außerdem treten erhebliche negative Auswirkungen durch eine Verschattung durch den 
Kühlturm und die Abgasschwaden ein. Hierdurch und durch die Veränderungen im Ortsklima 
(höhere Feuchtigkeit) wird es zu negativen Veränderungen im Wachstum und der Empfindlichkeit 
der in den benachbarten landwirtschaftlichen Betrieben angebauten Pflanzen kommen. Die 
geplante Anlage wird weiterhin zu einer negativen Beeinflussung der Lebens- und 
Erholungsqualität des Wohn-, Lebensquartiers führen. Bei der Verschattungsproblematik geht es 
nicht „nur“ um einen ca. 180 m Kühlturm, der jegliche Dimension im Umkreis von zig Kilometern 
sprengt und dementsprechend das Landschaftsbild bereits für sich genommen schwer 
beeinträchtigt. Sondern es geht auch um die mit ihm verbundenen Schwaden, die mehrere 
Kilometer hoch und 10 km lang sein können. 

Außerdem werden negative Auswirkungen durch Stör- und Störungsfälle befürchtet. Der 
Standort Löringhof ist für ein mit Steinkohle befeuertes Großkraftwerk aus Sicherheitsaspekten 
und wegen des Trennungsgrundsatzes ungeeignet und nicht zu verantworten. Unter Explosions- 
und Störfallaspekten bleiben u.a. die Ammoniakwasserversorgung und das Gasflaschenlager 
relevant und problematisch. Die Anlage entspricht hinsichtlich des Brandschutzes zudem in 
weiten Teilen nicht dem Stand der Technik. 

Das Vorhaben ist mit dem Natur- und Artenschutz nicht in Übereinstimmung zu bringen. U.a. 
führt es zu unzulässigen Schadstoff- und Stickstoffeinträgen in besonders stickstoffempfindliche 
europäische Natura-2000-Schutzgebiete. Vorliegend werden die so genannten Critical Loads 
für versauernd wirkende Luftschadstoffe durch die Gesamtbelastung in den „Wäldern bei 
Cappenberg“ und der „Lippeaue“ in allen Fällen überschritten. Die mit dem Kraftwerk über den 
Luft- und Wasserpfad verbundenen Schadstoffeinträge (insb. Quecksilber) in Boden und 
Gewässer sind unverträglich und widersprechen europäischem Umweltrecht. Die vorgeschriebene 
Betrachtung der Summationswirkung mit anderen Zusatzbelastungen, insbesondere in der 
Vergangenheit bereits genehmigter, ist völlig unzureichend. Aufgrund der bestandskräftigen,  von 
E.on nicht angegriffenen Genehmigung der Betriebserweiterung der Aurubis-
Sekundärkupferhütte in Lünen gibt es keinerlei Puffer für weitere Belastungen der FFH-Gebiete. 

Die geplante Anlage entspricht nicht dem Stand der Technik, dem Stand der Sicherheitstechnik 
sowie den immissionsschutzrechtlichen Vorgaben der Luftreinhaltung und Lärmbegrenzung des 
BImSchG und seiner Verordnungen. Die Immissionsprognosen verstoßen gegen die TA Luft bzw. 
die TA Lärm. Keine der bislang in der langen Verfahrensgeschichte vorgelegten 
Immissionsprognosen wurde bzw. wird den Anforderungen gerecht. Auch die Immissionsprognose 
vom 19.04.2013 stellt keine tragfähige Grundlage für eine FFH-Verträglichkeitsprüfung dar. Sie 
erweist sich als (teils grob) fehlerhaft bzw. unvollständig und ist nicht geeignet, die 
kraftwerksbedingten Belastungen darzustellen, deren FFH-Verträglichkeit in Frage steht. 

Weiterhin verstößt die Anlage gegen städtebauliche Grundsätze, den Trennungsgrundsatz und 
das Bauplanungsrecht. Auch der neue Bebauungsplan 105a der Stadt Datteln ist rechtswidrig 
und unwirksam. Ein Normenkontrollverfahren der Stadt Waltrop gegen den Plan 105a ist bereits 
beim OVG anhängig. Kurzfristig werden noch weitere Normenkontrollanträge hinzukommen. Der 
Plan verstößt gegen die Anpassungspflicht des § 1 Abs. 4 BauGB: Es liegt ein Verstoß gegen die 
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Ziele des nach wie vor geltenden Landesentwicklungsplan  wie auch des in Aufstellung 
befindlichen, dort z.B. Klimaschutz; gleiches gilt für die zwischenzeitliche Änderung des 
Regionalplanes und auch die Zielabweichungsverfahren sind rechtswidrig).  

Das Vorhaben steht nicht in Übereinstimmung mit der Landes- und Regionalplanung. Die 
Genehmigungen der fehlenden Übereinstimmung mit Vorgaben der Landesplanung und 
Raumordnung in den so genannten Zielabweichungsverfahren erfolgten rechtswidrig. Der neu 
aufgestellte vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 105a Kraftwerk der Stadt Datteln sowie die 
Flächennutzungsplanänderung Nr. 8a sind ebenfalls rechtwidrig und werden vom 
Oberverwaltungsgericht für unwirksam erklärt werden. 

Nicht zuletzt finden sich Verstöße gegen zwingende Vorgaben der EU-
Wasserrahmenrichtlinie und des  Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Die eingereichten 
Unterlagen sind unvollständig.  Darüber hinaus werden im Hinblick auf die Indirekteinleitung 
auch die materiell-rechtlichen Vorgaben des Wasser- und Naturschutzrechts fehlinterpretiert, 
was  zu Bewertungsfehlern führt. Hinsichtlich der Einleitung von Quecksilber, Chlorid, 
Ammonium-Stickstoff, Gesamtphosphor und Kühlwasser sieht der BUND Verstöße gegen das 
Verschlechterungsverbot und das Verbesserungsgebot gemäß Wasserrahmenrichtlinie. Auch 
konnte der Nachweis der FFH-Verträglichkeit der kraftwerksbedingten Auswirkungen auf 
aquatische Lebensraumtypen und streng geschützte Anhang II-Arten (Flussneunauge, 
Bachneunauge, Eisvogel, Fischotter, etc.)  im FFH-Gebiet „Lippeaue“ nicht erbracht werden. 
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